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Nr. 27 


Bekanntmachungen des Landratsamtes 
und des Kreisausſchuſſes. 


Geſetz 
zur Sicherung der öffentlichen Ordnung. 
Vom 30. 6. 1931. 


Arie I. 
1 

Die Vorſchriften des Geſetzes über die Preſſe vom 
7. Mai 1874 (Reichsgeſetzbl. S. 65) über die Beſchlag⸗ 
nahme von Druckſchriften ohne richterliche Anordnung 
(8$ 23 ff. des Geſetzes) finden auf die in den SS 81 bis 
86, 106a, 110 und 131 des Strafgeſetzbuches bezeich⸗ 
neten ſtrafbaren Handlungen mit der Maßgabe Anwen⸗ 
dung, daß der Staatsanwaltſchaft gegen den Beſchluß 
des Gerichts, der die vorläufige Beſchlagnahme aufhebt, 
50 1 0 Beſchwerde mit aufſchiebender Wirkung 
zuſteht. 


§ 2. 

Wird durch den Inhalt einer periodiſchen Druckſchrift 
die Strafbarkeit einer der in den 88 81 bis 86, 106a, 
110 und 131 des Strafgeſetzbuchs bezeichneten Hand⸗ 
lungen begründet, ſo kann die periodiſche Druckſchrift, 
wenn es ſich um eine Tageszeitung handelt, bis auf die 
Dauer von ſechs Monaten, in anderen Fällen bis auf 
die Dauer von 1 Jahr verboten werden. Gegen das 
Verbot iſt binnen 2 Wochen vom Tage der Zuſtellung 
oder Veröffentlichung ab die Beſchwerde zuläſſig. Sie 
hat keine aufſchiebende Wirkung. Der Senat kann der 
Beſchwerde abhelfen; andernfalls hat er die Beſchwerde 
unverzüglich dem Oberverwaltungsgericht zur Entſchei⸗ 
dung vorzulegen. 

Das Verbot einer Druckſchrift umfaßt auch jede an⸗ 


Nr. 1. 


geblich neue Druckſchrift, die ſich ſachlich als die alte 


darſtellt. 
998. 

Wer eine nach $ 2 verbotene periodiſche Druck⸗ 
ſchrift herausgibt, verlegt, druckt oder verbreitet, wird 
mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft, neben 
dem auf Geldſtrafe erkannt werden kann. 

Für die Beſchlagnahme ſolcher Druckſchriften gelten 
die Vorſchriften des § 1. a 


4. 

Hinter § 106 des Strafgeſetzbuches wird folgender 
Paragraph als § 106a eingefügt: 

„Mit Gefängnis nicht unter 3 Monaten, neben wel⸗ 
chem auf Geldſtrafe erkannt werden kann, wird beſtraft, 
wer öffentlich oder in einer Verſammlung die verfaſ⸗ 
ſungsmäßig feſtgeſtellte Staatsform der Freien Stadt 
Danzig beſchimpft oder böswillig und mit Ueberlegung 
verächtlich macht oder herabwürdigt oder die Regierung 
oder ein Mitglied der Regierung beſchimpft oder ver⸗ 
leumdet. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo iſt die 
1 Gefängnis, daneben kann auf Geldſtrafe erkannt 
werden.“ 


§ 5. 
§ 131 des Strafgeſetzbuches erhält folgende Faſſung: 
„Wer in der Abſicht Staatseinrichtungen, Geſetze, 
Verordnungen oder Anordnungen der Behörde ver⸗ 
ächtlich zu machen eine Behauptung tatſächlicher Art 
öffentlich aufſtellt oder verbreitet, wird, wenn nicht dieſe 


Neuteich, den 10. Juli 
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Behauptung erweislich wahr iſt, mit Gefängnis bis 
zu 2 Jahren oder mit Geldſtrafe beſtraft.“ 
Artikel El. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 30. Juni 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiereinski⸗Keiſer. 


Veröffentlicht. 
Tiegenhof, den 7. Juli 1931. 
Der Landrat. 


Rechtsverordnung 
betreffend Aenderung des Vereins⸗Geſetzes. 
Vom 30. 6. 1931. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 1 des Ermächtigungsge⸗ 
ſetzes vom 30. Juni 1931 wird folgendes mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 

Das Reichsvereinsgeſetz vom 19. April 1908 (R. 
Geſ. Bl. S. 151) in der Faſſung vom 26. Juni 1916 
und 19. April 1917 (R. Geſ. Bl. S. 365 und 361) 
wird wie folgt geändert: 

1. 8 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Ein Verein kann aufgelöſt werden, wenn: 

a) 165 Zweck des Vereins den Strafgeſetzen zuwider⸗ 
äuft, U 

b) unter Vorwiſſen des Vereinsvorſtandes die Vor⸗ 
nahme von Handlungen, die nach $ 81 bis 86, 
106a, 110, 124, 125 und 131 des Strafgeſetz⸗ 
buchs ſtrafbar ſind, in ſolcher Form erörtert wer⸗ 
den, daß darin ein Anreiz zur Begehung dieſer 
Straftaten zu ſehen iſt, 

c) unter Vorwiſſen des Vorſtandes oder einzelner 
Mitglieder des Vorſtandes mehr als 3 Vereins- 
mitglieder ohne eine erforderliche Erlaubnis Waf⸗ 
fen beſitzen oder führen. 

2. Dem $ 11 wird folgender Abſatz 2 angefügt: 

Bewaffnet im Sinne dieſer Vorſchrift iſt jeder 
Teilnehmer, der einen Gegenſtand mit ſich führt oder 
bereit hält, der nach dem Willen des Trägers oder 
des Bereithaltenden dazu beſtimmt iſt, ſei es im An⸗ 
griff oder in der Verteidigung, Verletzungen zuzu⸗ 
fügen. Zu dieſen Gegenſtänden gehören auch Schreck⸗ 
ſchußpiſtolen. 

3. In § 18 wird die Ziffer 4 geſtrichen. 
4. Hinter $ 18 werden folgende 88 18a bis 18 ein⸗ 


gefügt: 

§ 18a: Mit Gefängnisſtrafe bis zu 1 Monat und 
mit Geldſtrafe bis zu 1000 Gulden oder mit 
einer dieſer Strafen wird beſtraft, wer nach 
der Erklärung der Auflöſung einer Verſamm⸗ 

lung ſich nicht ſofort entfernt. 
§ 18b: (1) Wer ohne die nach Artikel 84 der Dan⸗ 
ziger Verfaſſung vorgeſchriebene Anmeldung 
oder in abſichtlicher Abweichung von den in 
der Anmeldung gemachten Angaben oder ent⸗ 
gegen einem Verbot oder einer Auflage eine 
Verſammlung oder einen Aufzug veranſtaltet, 
oder wer in ſolchen Verſammlungen als Red⸗ 
ner auftritt, wird mit Gefängnisſtrafe nicht 
unter 1 Monat beſtraft, neben der auf Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 3000 G. erkannt werden kann. 
(2) Die Teilnehmer an einer der im Abſatz 


Nr. 2. 


0 


(1) bezeichneten Verſammlungen werden mit 

Gefängnisſtrafe bis zu 1 Jahr und Geldſtrafe 
bis zu 1000 G. oder mit einer dieſer Strafen 
beſtraft. 

Wer ſich an einem gemäß 8 2 aufgelöſten 
Verein als Mitglied beteiligt oder ihn auf 
andere Weiſe unterſtützt, oder den durch den 
Verein geſchaffenen organiſatoriſchen Zuſam⸗ 
menhalt weiter aufrecht erhält, wird mit Ge⸗ 
fängnisſtrafe bis zu 3 Jahren und Geldſtrafe 
bis zu 1000 G. oder mit einer dieſer Strafen 
beſtraft. Dem aufgelöſten Verein ſteht ein an⸗ 
geblich neuer Verein gleich, der ſich ſachlich 
als der alte darſtellt. 

5. Der § 19 erhält folgende Faſſung: 

(1) Wer unbefugt in einer Verſammlung oder 
einem Aufzuge bewaffnet erſcheint (S 11), wird mit 
Gefängnis nicht unter 3 Monaten beſtraft, neben 
dem auf Geldſtrafe bis zu 3000 G. erkannt werden 
kann. a 5 

(2) Neben der Strafe können die Waffen ohne 
Rückſicht darauf, ob ſie dem Täter gehören, einge⸗ 
zogen werden. Iſt die Verfolgung oder Verurtei⸗ 
lung einer beſtimmten Perſon nicht durchführbar, 
ſo kann auf die Einziehung der Waffen ſelbſtändig 
erkannt werden. 

6. Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in 
Kraft. 


Danzig, den 30. Juni 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiereinski⸗Keiſer. 


Veröffentlicht. 
Tiegenhof, den 7. 


8 186% 


Jui 1931. 
Der Landrat. 


. 3. 


Rechtsverordnung über Waffen. 
Vom 30. 6. 1931. 

Auf Grund des 58 1 Ziffer 2 des Ermächtigungsge⸗ 
ſetzes vom 30. Juni 1931 wird folgendes mit Geſetzes⸗ 
kraft verordnet: 1 a 

| 8 1. 

(1) Schußwaffen im Sinne dieſer Verordnung ſind 
Waffen, bei denen ein Geſchoß oder eine Schrotladung 
mittels Entwicklung von Exploſivgaſen oder Druckluft 
durch einen Lauf getrieben wird. 

(2) Als Munition im Sinne dieſer Verordnung gilt 
fertige Munition zu Schußwaffen ſowie Schießpulver 
(jeder Art. 

(3) Fertige oder vorgearbeitete weſentliche Teile von 
Schußwaffen oder Munition ſtehen fertigen Gegenſtän⸗ 
den dieſer Art gleich. 

(4) Als Waffenlager gilt ein Beſtand von mehr als 
fünf Schußwaffen der gleichen Art, als Munitions⸗ 
lager ein Beſtand von mehr als hundert Patronen. 
Bei Jagdwaffen gilt als Waffenlager ein Beſtand von 
mehr als zehn Jagdwaffen, als Munitionslager ein 
Beſtand von mehr als tauſend Jagdpatronen. 

(5) Hieb⸗ oder Stoßwaffen ſind Waffen, die ihrer 
Natur nach dazu beſtimmt ſind, durch Hieb, Stoß oder 
Stich Verletzungen MEN | 


Wer gewerbsmäßig Schußwaffen oder Munition her⸗ 
ſtellen, bearbeiten oder inſtandſetzen will, bedarf der 
Genehmigung des Senats. Als Herſtellung von Muni- 
tion gilt auch das Wiederladen von Patronen. 


8 3 
Für die Errichtung von Pulverfabriken oder ſonſtigen 
Anlagen zur Munitionsbereitung bleibt daneben die 
Genehmigung nach § 16 der Gewerbeordnung im bis⸗ 
herigen Umfang e 


Iſt die Genehmigung verſagt oder zurückgenommen 
worden, ſo kann ein neuer Antrag auf Erteilung der 
Genehmigung erſt geſtellt werden, wenn ſeit der Ent⸗ 
ſcheidung mindeſtens ein Jahr verfloſſen iſt. 
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SD, 

(1) Wer gewerbsmäßig Schußwaffen oder Munition 
erwerben, feilhalten oder anderen überlaſſen oder wer 
gewerbsmäßig den Erwerb oder das Ueberlaſſen ſolcher 
Waren vermittelt oder ſich gewerbsmäßig zum Erwerb 
oder Ueberlaſſen ſolcher Waren erbieten will, bedarf der 
Genehmigung. Ueber die Genehmigung entſcheidet in 
Gemeindebezirken mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung der 
Polizeipräſident, in anderen Gemeinden der Landrat. 

(2) Wird die Erlaubnis verſagt, ſo ſteht dem Antrag⸗ 
ſteller das Recht der Klage an das Verwaltungsgericht 
zu, deſſen Entſcheidung en iſt. 


Die Genehmigung nach 8 5 darf nicht erteilt werden 

1. Trödlern, 

2. den im § 16 Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Perſonen: 
Ausnahmen ſind in den Grenzen des S 16 Abſ. 2 
zuläſſig. 


8 

(1) Verboten iſt der Handel mit Schußwaffen oder 
Munition 

1. im Umherziehen, 

2. auf Jahrmärkten, Schützenfeſten und Meſſen mit 
Ausnahme der Muſtermeſſen. 

(2) Nicht unter das Verbot des Abſ. 1 Nr. 2 fällt 
das Feilhalten und Ueberlaſſen der auf den Schieß⸗ 
ſtänden benötigten Munition. 


8 8. 
Oeffentlichen und privaten Pfandleihen iſt das Be⸗ 
leihen von Schußwaffen 1 Munition verboten. 


8 

(1) Vom Ablauf von ſechs Monaten und Inkrafttre⸗ 
ten dieſer Verordnung ab dürfen im Inland nur ſolche 
Schußwaffen gewerbsmäßig feilgehalten oder anderen 
überlaſſen werden, die die Firma oder das eingetragene 
Warenzeichen des Herſtellers oder des Händlers (§ 5) 
und eine fortlaufende Herſtellungsnummer tragen. 

(2) Schußwaffen, die nicht die Firma oder das ein⸗ 
getragene Warenzeichen eines inländiſchen Herſtellers 


tragen, müſſen außer der Herſtellungsnummer die Fir⸗ 


ma oder das eingetragene Warenzeichen eines im In⸗ 


land wohnenden Händlers N 


(1) Schußwaffen oder Munition mit Ausnahme von 
Luftgewehren mit glattem Lauf dürfen nur gegen Aus⸗ 
händigung eines Waffen⸗ oder Munitionserwerbsſcheins 
überlaſſen oder erworben werden. Die Ausſtellung er⸗ 
folgt durch die in 8 5 Abſ. 1 genannten Behörden. 

(2) Der Erwerbsſchein gilt für die Dauer eines Jah⸗ 
res vom Tage der Ausſtellung ab gerechnet, ſoweit nicht 
eine kürzere Geltungsdauer auf ihm vermerkt iſt. 

(3) Abſ. 1 gilt nicht für 

1. die Ueberlaſſung von Schußwaffen oder Munition 
auf einem polizeilich genehmigten Schießſtand zur 
Benutzung lediglich auf dieſem Schießſtand; 

2. die Verſendung von Schußwaffen oder Munition 
unmittelbar in das Ausland; 

3. die Uebermittlung von Schußwaffen und Munition 
durch Perſonen, die gewerbsmäßig Güterverſen⸗ 
dungen beſorgen oder ausführen, insbeſondere 
durch Spediteure, Frachtführer, Verfrachter eines 
Seeſchiffes, die Poſt 1 die Eiſenbahn. 


8 5 
Eines Waffen⸗ oder Munitionserwerbsſcheins be⸗ 
dürfen nicht: ö 
1. Staatsbehörden, 
2. die im § 5 bezeichneten Gewerbetreibenden, die 
ſen durch eine behördliche Beſcheinigung auswei⸗ 
en. i 


8 125 
Eines Waffenerwerbsſcheins bedürfen nicht Inhaber 
von Waffenſcheinen in dem > genehmigten Umfang. 


Eines Munitionserwerbsſcheins bedürfen nicht In⸗ 


haber eines Waffenerwerbsſcheins oder Waffenſcheins 


zum Erwerbe der zu den betreffenden Waffen gehörigen 
Munition. 


81 4 
Wer Schußwaffen oder Munition von Todes wegen 
erwirbt, hat dies unter Angabe der Art und Zahl, 


Re 
bei Schießpulver des Gewichts, der von ihm erworbe⸗ 
nen Schußwaffen oder Munition binnen ſechs Wochen 
nach dem Tage, an dem er von dem Erwerbe Kenntnis 
erlangt hat, der eee anzuzeigen. 


(1) Wer außerhalb ſeiner Wohnung, ſeiner Geſchäfts⸗ 
räume oder ſeines befriedeten Beſitztums eine Schuß⸗ 
waffe führt, muß einen von den im 5 5 Abſ. 1 ber 
zeichneten Behörden ausgeſtellten Erlaubsſchein (Waf⸗ 
fenſchein) bei ſich tragen. Als Führen einer Schußwaf⸗ 
fe gilt nicht ihr Gebrauch auf polizeilich genehmigten 
Schießſtänden. 5 

(2) Der Waffenſchein iſt, ſofern ſeine Geltung nicht 
ausdrücklich auf einen beſtimmten engeren Bezirk be⸗ 
ſchränkt wird, für das ganze Gebiet der Freien Stadt 
Danzig gültig. Im Scheine kann das Führen der Waf⸗ 
fen auf beſtimmte ausdrücklich bezeichnete Gelegenheiten 
und Oertlichkeiten beſchränkt werden. 

(3) Der Waffenſchein gilt widerruflich für die Dauer 
eines Jahres vom Tage der Ausſtellung ab gerechnet, 
ſoweit nicht eine kürzere Geltungsdauer auf ihm ver⸗ 
merkt iſt. 

(4) Wer innerhalb ſeiner Wohnung, ſeiner Geſchäfts⸗ 
räume oder ſeines befriedeten Beſitztums eine Schuh: 
waffe beſitzt, muß einen von den im 8. 5 Abi. 1 be⸗ 
zeichneten Behörden ausgeſtellten Erlaubnisſchein (Waf⸗ 
fenbeſitzſchein) haben, welcher widerruflich für unbe⸗ 
ſchränkte Zeit gilt. Dieſe Beſtimmung gilt nicht für 


Luftgewehre mit glattem 6 i 
(N Waffen⸗ (Munitions⸗) Erwerbsſcheine, Waffen⸗ 


ſcheine oder Waffenbeſitzſcheine dürfen nur an Perſo⸗ 
nen, gegen deren Zuverläſſigkeit keine Bedenken be⸗ 
ſtehen, ausgeſtellt werden, Waffenſcheine außerdem nur 
bei Nachweis eines Bedürfniſſes. Die Ausſtellung hat 
insbeſondere zu unterbleiben: 

1. an Perſonen unter zwanzig Jahren; 

2. an Entmündigte oder geiſtig Minderwertige; 

3. an Zigeuner oder nach Zigeunerart umherziehen⸗ 
de Perſonen; 

4, an Perſonen, die wegen Zuwiderhandlungen ge⸗ 
gen die SS 81, 83 bis 90, 105, 106, 107, 110 
bis 120, 122, 123 Abſ. 2, S8 124 bis 130, 
181 a, 211 bis 216, 223 bis 228, 240, 241, 
243, 244, 249 bis 255, 292 bis 294, 296, 
340, 361 Nr. 3, 4, 5 und 10 des Strafgeſetz⸗ 
buchs, gegen § 148 des Vereinszollgeſetzes vom 
1. Juli 1869 (Bundesgeſetzbl. S. 317), gegen 
das Geſetz gegen den verbrecheriſchen und gemein⸗ 
gefährlichen Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. 
Juni 1884 (Reichsgeſetzbl. S. 61), gegen die Ver⸗ 
ordnung des Rates der Volksbeauftragten über 
Waffenbeſitz vom 13. Januar 1919 (Reichsgeſetzbl. 
S. 31, 122) oder gegen die Vorſchriften dieſer 
Verordnung zu einer Freiheitsſtrafe von mehr 
als zwei Wochen rechtskräftig verurteilt worden 
ſind, wenn ſeit der Verbüßung, der Verjährung 
oder dem Erlaſſe der Strafe noch nicht fünf Jahre 
verfloſſen ſind; iſt die Strafe nach einer Probezeit 
erlaſſen, ſo läuft die Friſt von fünf Jahren von 
dem Beginne der Probezeit; 

5. an Perſonen, gegen die auf Zuläſſigkeit von Poli⸗ 
zeiaufſicht oder auf Verluſt der bürgerlichen Eh⸗ 
renrechte erkannt worden iſt, für die Dauer der 
Zuläſſigkeit der Polizeiaufſicht oder des Verluſtes 
der bürgerlichen Ehrenrechte. 

(2) Ausnahmen von Abſ. 1 Nr. 1, 3 und 4 können 

auf Antrag vom Senat e werden. 
1 


(1) Perſonen, die zum Beſitze von Schußwaffen oder 
Munition nicht berechtigt ſind, haben die in ihrem 
Beſitze befindlichen Schußwaffen und Munition unver⸗ 
züglich der Ortspolizeibehörde gegen Empfangs beſchei⸗ 
nigung in Verwahrung zu geben. Haben ſie einen ge⸗ 
ſetzlichen Vertreter, ſo liegt ihm dieſe Verpflichtung 
ob. Sofern dieſe Perſon oder ihre geſetzlichen Vertreter 
über die Schußwaffen oder Munition nicht binnen ſechs 
Monaten zugunſten eines im Sinne dieſer Verordnung 
Berechtigten durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
verfügen, kann die Ortspolizeibehörde die Uebereig⸗ 
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u 


nung der Schußwaffen und Munition an ſich gegen 
Zahlung des gemeinen Wertes verlangen. Der Eigen⸗ 
tumsübergang kommt durch Zuſtellung des entſprechen⸗ 
den Beſcheids zuſtande. Gegen die Feſtſetzung des ge⸗ 
meinen Wertes iſt unter Ausſchluß des Rechtswegs 
nur die Beſchwerde im Aufſichtswege binnen zwei Wo⸗ 
chen zuläſſig. 

(2) Die im $ 5 Abſ. 1 bezeichnete Behörde kann aus⸗ 
nahmsweiſe dem zur Ablieferung Verpflichteten den 
weiteren Beſitz der Schußwaffen und Munition auf 
jederzeitigen Widerruf geſtatten, wenn nach Lage des 
Einzelfalls die Gewähr beſteht, daß von den Gegen⸗ 
ſtänden kein 1 1 gemacht wird. 


( Der Waffen⸗ (Munitions-) Erwerbsſchein, der 
Waffenſchein oder der Waffenbeſitzſchein iſt durch die 
im § 5 Abſ. 1 bezeichnete Behörde zu widerrufen und 
einzuziehen, wenn die Vorausſetzungen für die Ertei⸗ 
lung des Scheins nicht gegeben waren oder nicht mehr 
vorliegen. 

(2) Im Falle des Widerrufs kann die im Abſ. 1 
genannte Behörde zugleich die Ablieferung der Schuß⸗ 
waffen und Munition verlangen. Die Vorſchriften im 
§ 17 Abſ. 2 gelten N 


(1) Eines Waffen⸗ (Munitions-) Erwerbsſcheins, ei- 
nes Waffenſcheins oder Waffenbeſitzſcheins bedürfen hin⸗ 
ſichtlich der ihnen dienſtlich gelieferten Schußwaffen 
oder Munition nicht 

1. die Polizeibeamten ſowie die Grenzaufſichts⸗ und 
Zollfahndungsbeamten; 

2. Beamte, Angeſtellte oder Perſonen, denen vom 
Senat das Recht zum Führen von Schußwaffen bei 
beſtimmt zu bezeichnenden Anläſſen verliehen iſt 
oder auf Grund geſetzlicher Vorſchriften zuſteht. 
An Stelle des Waffenſcheins bezw. Waffenbeſitz⸗ 
ſcheins tritt bei ihnen eine entſprechende Beſcheini⸗ 
gung des Senats. 

(2) Werden den im Abſ. 1 bezeichneten Perſonen 
Schußwaffen oder Munition dienſtlich nicht geliefert, 
oder iſt das Führen anderer als der dienſtlich geliefer⸗ 
ten Schußwaffen geboten, ſo iſt der Senat befugt, ihnen 
eine Beſcheinigung auszuſtellen, aus der das Recht zum 
Erwerbe der Schußwaffen und der Munition oder zum 
Führen der Schußwaffen N) iſt. 


(1) Der Jahresjagdſchein berechtigt im geſamten Ge⸗ 
biet der Freien Stadt Danzig während der Dauer ſeiner 
Gültigkeit den Inhaber zum Erwerbe von Jagdwaffen 
und Fauſtfeuerwaffen in dem darin vermerkten Um⸗ 
fang und zum Erwerbe von Munition für Jagd⸗ und 
Fauſtfeuerwaffen. f 

(2) Der Jagdſchein berechtigt im geſamten Gebiete 
der Freien Stadt Danzig während der Dauer ſeiner 
Gültigkeit den Inhaber zum Führen von Jagdwaffen 
auf der Jagd, beim Jagdſchutz und Uebungsſchießen 
ſowie auf den dazu gehörigen Hin⸗ und Rückwegen. In 
dem gleichen Umfang berechtigt der Jagdſchein auch zum 
Führen einer After 


(1) Die Einfuhr von Schußwaffen und Munition 
iſt nur auf Grund eines Waffen⸗ (Munitions⸗) Er⸗ 
werbsſcheins (§ 10), eines Waffenſcheins (8 15) oder 
eines Jagdſcheins ($ 20) in dem Umfang geſtattet, in 
dem dieſe Scheine zum Erwerbe von Schußwaffen und 
Munition berechtigen. 

(2 Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf 
die Einfuhr durch die im $ 11 bezeichneten Behörden 
und Gewerbetreibenden. 


Zum Beſitz eines Waffen⸗ oder Munitionslagers (8 
1), das nicht zu einem nach Maßgabe dieſer Verord⸗ 
nung genehmigten (88 2, 5) Gewerbebetriebe gehört 
oder ſich nicht im Beſitz einer der im § 11 Nr. 1 und 
2 bezeichneten Behörde befindet, iſt die Genehmigung 
der im § 5 Abſ. 1 bezeichneten Behörde erforderlich. 
Die Genehmigung darf nur Perſonen erteilt werden, 
gegen deren Zuverläſſigkeit keine Bedenken beſtehen. 
Auf die Erteilung der Genehmigung finden die Vor⸗ 
ſchriften des $ 16 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2, auf ihren 


Widerruf die Vorſchriften der 88 17, 18 entſprechende 
Anwendung. 


e ee 5 

(1) Die Herſtellung, der Handel, die Einfuhr, das 
Führen ſowie der Beſitz von Schußwaffen, die zum 
ſchleunigen Zerlegen über den für Jagd⸗ und Sport⸗ 
zwecke allgemein üblichen Umfang hinaus beſonders 
eingerichtet oder in Stöcken, Schirmen, Röhren oder 
in ähnlicher Weiſe verborgen ſind (ſogenannte Wild⸗ 
diebsgewehre), iſt verboten. 

(2) Verboten iſt auch die Herſtellung, der Handel, 
die Einfuhr, das Führen ſowie der Beſitz von Schuß⸗ 
waffen, die mit einer Vorrichtung zur Dämpfung des 
Schußknalls oder mit Gewehrſcheinwerfern verſehen 
find. Das Verbot erſtreckt ſich auch auf die bezeichneten 
Vorrichtungen allein. 


8 24. 
Es iſt verboten, außerhalb der Wohnung, der Ge⸗ 
ſchäftsräume oder des befriedeten Beſitztums Hieb⸗ oder 
Stoßwaffen zu führen. 


§ 24 findet keine Anwendung auf 

1. Perſonen, die kraft ihres öffentlich- rechtlichen 
Dienſtverhältniſſes zum Führen von Hieb⸗ oder 
Stoßwaffen berechtigt ſind, innerhalb der Gren⸗ 
zen dieſer Berechtigung; - 

. Berjonen, die beruflich Hieb⸗ oder Stoßwaffen zu 
führen pflegen, hinſichtlich dieſer Hieb⸗ oder Stoß⸗ 
waffen bei Ausübung des Berufs und auf den 
dazugehörigen Hin⸗ und Rückwegen; 

3. Perſonen, die zum Führen von Hieb⸗ oder Stoß⸗ 
waffen behördlich ermächtigt ſind; die behördliche 
Ermächtigung wird von der im S 5 Abi. 1 be⸗ 
zeichneten Behörde mit Wirkung für das ganze 
Gebiet der Freien Stadt Danzig oder Teile davon 
allgemein oder für beſtimmt zu bezeichnende An⸗ 
läſſe erteilt; f 

4. Inhaber von Jagdſcheinen auf der Jagd und 
beim Jagdſchutz ſowie auf den dazugehörigen Hin⸗ 
und Rückwegen. N 


DD 


a 

Mitglieder politiſcher Organiſationen dürfen, ſofern 
ſie ganz oder teilweiſe die Sonderkleidung ihrer Or⸗ 
ganiſation tragen, eine Schuß⸗, Hieb⸗ oder Stoßwaffe 
nicht mit ſich führen, auch wenn ſie im Beſitze eines 
Waffenſcheins oder Jahresjagdſcheins ſind, es ſei denn, 
daß die Erlaubnis vom Senat in begründeten Aus⸗ 
nahmefällen beſonders erteilt worden iſt. 


n 
(1) Mit Gefängnis bis zu drei Jahren und mit 
Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft, 
wer vorſätzlich oder fahrläſſig den Beſtimmungen dieſer 
Verordnung zuwider a a 
1. Schußwaffen, Munition oder die im § 23 Abſ. 2 
bezeichneten Vorrichtungen herſtellt, bearbeitet, 
inſtandſetzt, beleiht, erwirbt, feilhält, anderen 
überläßt, den Erwerb oder das Ueberlaſſen ver⸗ 
mittelt, ſich zum Erwerb oder Ueberlaſſen erbie⸗ 
tet, einführt oder beſitzt, 
2. Waffen führt, 
3. die ihm gemäß § 14 obliegende Anzeige nicht 
oder nicht rechtzeitig erſtattet. 


i 
(2) Neben der Strafe können die Waffen, die Muni⸗ 


tion oder die Vorrichtungen, auf die ſich die ſtrafbare 
Handlung bezieht, ohne Rückſicht darauf, ob ſie dem 
Täter gehören, eingezogen werden. Iſt die Verfolgung 
oder Verurteilung einer beſtimmten Perſon nicht durch⸗ 
führbar, ſo kann auf die Einziehung der Waffen, der 
e oder der Vorrichtungen ſelbſtändig erkannt 
werden. N 


8 28. 

Wer es vorſätzlich oder fahrläſſig unterläßt, zu ver⸗ 
hindern, daß eine zu ſeiner Hausgemeinſchaft gehörige 
und ſeiner Aufſicht oder Erziehung unterliegende Per⸗ 
ſon unter zwanzig Jahren den Vorſchriften dieſer Ver⸗ 
ordnung zuwider Schußwaffen, Munition oder die im 
§ 23 Abi. 2 bezeichneten Vorrichtungen herſtellt, be⸗ 
arbeitet, inſtandſetzt, beleiht, erwirbt, feilhält, anderen 
überläßt, den Erwerb oder das Ueberlaſſen vermittelt, 
ſich zum Erwerb oder Ueberlaſſen erbietet, einführt, 
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beſitzt oder Schußwaffen führt, wird gemäß § 27 dieſer 
Verordnung beſtraft. 5 
8 : 


(I) Wer gemeinſam mit anderen zu politischen Zwek⸗ 
ken an öffentlichen Orten erſcheint und dabei bewaffnet 
110 95 mit Gefängnis nicht unter drei Monaten be⸗ 

raft. 

(2) Neben der Strafe kann die Waffe, auf die ſich 
die ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Rückſicht darauf, 
ob ſie dem Täter gehört, eingezogen werden. Iſt die 
Verfolgung oder Verurteilung einer beſtimmten Perſon 
nicht durchführbar, ſo kann auf die Einziehung der 
Waffe ſelbſtändig erkannt werden. 

(Die vorſtehenden Beſtimmungen finden keine An⸗ 
wendung auf Perſonen, die kraft ihres öffentlich- recht⸗ 
lichen Dienſtverhältniſſes zum Führen von Waffen be⸗ 
rechtigt ſind, innerhalb der Grenzen dieſer Berechti⸗ 
gung. 90 


30. 

Wer eine Schuß⸗, Hieb⸗ oder Stoßwaffe unbefugt 
führt und eine Gewalttätigkeit mit ihr gegen einen an⸗ 
deren begeht oder ihm androht, wird, ſoweit nicht die 
Tat nach anderen Vorſchriften mit einer höheren Strafe 


bedroht iſt, mit Gefängnis nicht unter ſechs Monaten 


beſtraft; daneben kann auf Geldſtrafe bis 3000 G. 
erkannt werden. 31 


(1) Wer beim Inkrafttreten dieſer Verordnung ein 
nach ihren Vorſchriften (SS 2, 5) genehmigungspflich⸗ 


tiges Gewerbe betreibt oder ein nach § 22 genehmi⸗ 


gungspflichtiges Waffen⸗ oder Munitionslager beſitzt, 
hat die Genehmigung binnen einem Monat nach dem 
Inkrafttreten dieſer Verordnung zu beantragen. 

(2) Die Strafbarkeit gemäß § 27 Abſ. 1 Nr. 1 tritt 
in dieſem Falle erſt mit Ablauf eines Monats nach 
dem Inkrafttreten dieſer Verordnung oder, falls der 
Antrag innerhalb dieſer Friſt geſtellt iſt, mit Ablauf 
eines Monats nach ſeiner endgültigen Ablehnung ein. 

8 

Bei Perſonen, die beim Inkrafttreten dieſer Verord⸗ 
nung Schußwaffen oder Munition beſitzen, ohne nach 
den Vorſchriften dieſer Verordnung hierzu berechtigt 
zu ſein, tritt die Strafbarkeit gemäß S 27 Abſ. 1 Nr. 1 
erſt mit dem Ablauf von drei Wochen nach dem In⸗ 
krafttreten dieſer Verordnung ein. 


9 3385 
Auf die in den SS 2, 5 bezeichneten Gewerbebetrie⸗ 
be finden die Vorſchriften der Gewerbeordnung inſo⸗ 
weit Anwendung, als nicht in dieſer Verordnung be⸗ 
ſondere Beſtimmungen getroffen ſind. 8 


| 8 34. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften des Geſetzes be⸗ 
treffend Herſtellung, Verkauf, Lagerung und Durch⸗ 
2400 von Kriegsgerät vom 17. Mai 1922 (G. Bl. S 

6). | 


885 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig werden die Verordnung des Rates des 
Volksbeauftragten über Waffenbeſitz vom 13. Januar 
1919 (R. G. Bl. S. 31, 122) und die Polizeiverord⸗ 
nung vom 15. Juli 1927 (St. A. S. 373) mit ihren 
Aenderungen aufgehoben. 
Danzig, den 30. Juni 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiereinski⸗Keiſer. 


Veröffentlicht. 
Tiegenhof, den 7. Juli 1931. 
Der Landrat. 

Rechtsverordnung 
betreffend Tragen einheitlicher Kleidung durch Mit 

glieder ausländiſcher politiſcher Organiſationen. 

Vom 30. 6. 1931. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 4 des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes vom 30. Juni 1931 wird folgendes mit Ge⸗ 
ſetzeskraft verordnet: 


Nr. 4. 


1 8 1. 

Das Feigen: von einheitlicher Klett rd Mit⸗ 
glieder einer ausländiſchen politiſchen Organiſation iſt 
im Gebiete der Freien Stadt Danzig verboten. 

Ausnahmen bedürfen der e durch den Senat. 


Als ausländiſche N im Sinne dieſer 
Verordnung ſind auch ſolche anzuſehen, die zwar der⸗ 
ſelben Geſamtorganiſation angehören wie in Danzig 
beſtehende Organiſationen, deren örtlicher Verband 
(Ortsgruppe, Gau oder ähnl.) aber außerhalb des Ge⸗ 
bietes der Freien Stadt ehe Sitz hat. 


Zuwiderhandlungen DIR dieſe Verordnung werden 
mit Gefängnis bis zu 3 Monaten und Geldſtrafe bis 
zu 1000 G. oder einer Del Strafen beitraft. 


Se 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in DR 
Danzig, den 30. Juni 1931. 


Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiereinski⸗Keiſer. 


Veröffentlicht. 
Tiegenhof, den 7. Juli 1931. 


Der Landrat. 


Perſonalien. 


Der Landwirt Wilhelm Entz in Kaminke iſt zum Ge⸗ 
meindevorſteher daſelbſt gewählt und von mir beſtätigt 
worden. 

Tiegenhof, den 29. Juni 1931. 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 
Nr. 6. 


N 


Perſonalien. 


Durch Beſchluß des Präſidiums des Landgerichts 
in Danzig vom 18. Juni 1931 ſind für die 16 7 
folgenden 3 Jahre, d. i. für die Zeit vom 18. 6. 3 
bis 17. 6. 34 beſtätigt worden: 


1. als Schiedsmann des Schiedsmannsbezirks 42 
Schröder, Peter, Rentier, Rückenau, 

2. als ſtellv. Schiedsmann des Schiedsmannsbezirks 
42 | 


Frieſen, Wilhelm, Hofbeſitzer in Rückenau. 
Tiegenhof, den 3. Juli 1931. 
Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes 
des Kreiſes Gr. Werder. 


Ni 7. 


Hundeſteuer. 


Die ſäumigen Herren Gemeindevorſteher werden er— 
ſucht, die Hundeſteuer für das I. Steuerhalbjahr 1931 
bis ſpäteſtens zum 20. Juli d. Js. 
an die Kreiskommunalkaſſe hierſelbſt abzuführen. 

Tiegenhof, den 4. Juli 1931. 
Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes. 


Nr. 8. 


Viehſeuchenpolizeiliche Anordnung. 


Zum Schutze gegen die Maul⸗ und Klauenſeuche 
wird auf Grund der SS 18 ff. des Viehſeuchengeſetzes 
vom 26. Juni 1909 (Reichsgeſetzblatt Seite 519) fol⸗ 
gendes beſtimmt: 


Sl. 
Nachdem unter dem Klauenviehbeſtande des Hofbeſit⸗ 
zers 
Janzen in Tiege (Ziegelſcheune) 
die Maul⸗ und Klauenſeuche amtstierärztlich feſtge⸗ 
ſtellt iſt, wird ein Sperrbezirk gebildet, deſſen Grenzen 
folgende ſind: 


Oeſtlich die Tiege bis zur Tiegenhöfer Galgen⸗ 
brücke, nördlich die Chauſſee nach Orloff bis zum 
Ausgang des Dorfes Orloff, 

weſtlich und ſüdlich der Landweg von Orloff bis 
zur Käſerei Tiege (die Käſerei Tiege gehört „micht 
zum Sperrbezirk), von dort geradewegs zur Tiege. 
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Von Tiege befinden ſich mithin folgende Beſitzer 
im Sperrbezirk: Janzen, Brund Enß, 2 Meckel⸗ 
burger und Wiebe. 


Auf das 1 20 5 findet die viehſeuchenpolizei⸗ 
liche Anordnung Herrn Regierungs⸗Präſidenten 
vom 18. April 1914 — abgedruckt im Kreisblatt Nr. 
40 von 1930 - — ee e 


Dieſe viehſeuchenpolizeiliche Anordnung tritt mit 15 
fortiger Wirkung in Kraft 


8 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung werden 
gemäß § 74 Abf. 1 Ziff. 3 des e vom 
26. 6. 1909 mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit 
Geldſtrafe von 30.— bis zu 6000 Gulden, im übrigen 
auf Grund des S 76 Ziff. 1 a.a. O. bis zu 300 Gulden 
oder mit Haft beſtraft. 

Die zuſtändigen Ortsbehörden erſuche ich um ortsüb⸗ 
liche Bekanntgabe. 

Tiegenhof, den 6. Juli 1931. 


Der Landrat. 


Nr. 9. 
Viehſeuchenpolizeiliche Anordnung. 


Zum Schutze gegen die Maul: und Klauenſeuche 
wird auf Grund der SS 18 ff. des Viehſeuchengeſetzes 
vom 26. Juni 1909 (Reichsgeſetzblatt Seite 519) fol⸗ 
gendes beſtimmt: 


Sul: ce 
' Nachdem unter dem Rindviehbeſtande des Gutsbe— 
itzers 
Kurt Neumann in Gnojau 
die Maul⸗ und Klauenſeuche amtstierärztlich feſtge⸗ 
ſtellt iſt, wird ein Sperrbezirk gebildet, beſtehend aus 
der Gemeinde ee Ausbauten. 


8 
Auf das Sperrgebiet findet die viehſeuchenpolizei⸗ 
liche Anordnung des Herrn Regierungs⸗Präſidenten 
vom 18. April 1914 — abgedruckt im Kreisblatt Nr. 
40 von 1930 — enen 


§. 
Dieſe piehſeuchenpoltzelliche Anordnung tritt mit ſo⸗ 
fortiger Wirkung in Kraft. 
4 


| Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung werden 
gemäß § 74 Abſ. 1 Ziff. 3 des Viehſeuchengeſetzes vom 
26. 6. 1909 mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit 
Geldſtrafe von 30.— bis zu 6000 Gulden, im übrigen 
auf Grund des 8 76 Ziff. 1 a. a. O. bis zu 300 Gulden 
oder mit Haft beſtraft. 
Tiegenhof, den 4. Juli 1931. 
Der Landrat. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Jagdverpachtung. 


Die freigewordene Jagd im Weichſelaußendeich von 
Käſemark bis Letzkau in Größe von 430 Hektar ſoll 
ſogleich bis zum 31. März 1937 unter den üblichen 
Bedingungen, die im Senatsgebäude, Zimmer 241, 
. werden können, meiſtbietend verpachtet wer⸗ 
en 

Schriftliche Angebote an uns ſind bis zum 20. Juli 
einzureichen. N 

Senat, Domänen verwaltung. 


— — 


Formularverlag. 
Folgende Formulare ſind am Lager: 
Abteilung G. 


Nr. 1. Einladungen zur Gemeindeſitzung. 

Nr. 2. Beſcheinigung über die Einladung zur Ge: 
meindeſitzung. 

Nr. 3. Beglaubigte Abſchrift des Protokolls einer Ge— 
meindeſitzung. 

Nr. 4. Feſtſtellungsbeſchluß der Gemeinderechnung. 


12. 


loſe. 
12a. Zahlungsliſte über Erwerbsloſenunterſtützung. 
1 2b. Meldungen der Erwerbsloſen bis zum 22. je: 


1. 
14. 


ner. 
155 Zahlungsliſte über Kleinrentner⸗Unterſtützung. 


28. 


29. 
. 29a. Abſchrift des vorläufigen Zahlungsverbotes an 


30 
a: 
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. 32a. Zuzugsmeldung. 

. 32b. Fortzugsmeldung. 

. 32c. Fremdenmeldezettel. 


5. Vernehmung eines Hilfsbedürftigen zur Er⸗ 
mittelung des Unterſtützungswohnſitzes. 

6. Anfrage über die Aufenthaltsverhältniſſe ei⸗ 
nes Hilfsbedürftigen. 

6a. Rechnungen für auswärtige Armenverbände. 

6b. Rechnungen für den Landarmenverband. 

7. Bekanntmachung über die Art der Jagdver⸗ 
pachtung, über die Auslegung der Pachtbedin⸗ 
gungen, und über die Anberaumung des Ver⸗ 
pachtungstermins. a 

8. Jagdpachtbedingungen. 

9. Bietungsverhandlungen über Jagdverpachtung. 

Jagdpachtvertrag. 

. Antrags: und Fragebogen auf Erwerbsloſen⸗ 

unterſtützung. 

Nachweiſung über Aufwendungen für Erwerbs⸗ 


den Monats. 
Antrag auf Kleinrentnerunterſtützung. 
Nachweiſung über Aufwendung für Kleinrent⸗ 


Steuerzettel u. Quittungsbuch über Gemeinde⸗ 

ſteuern. 

Mahnzettel. 

Oeffentliche Steuermahnung. 

Erſuchen an eine andere Gemeinde um Vor⸗ 

nahme einer Zwangsvollſtreckung. 

Pfändungsbefehl. 

. Zuſtellungsurkunde. 

Pfändungsprotokoll. 

Pfändungsprotokoll b. fruchtloſem Pfändungs⸗ 
verſuch. 

Verſteigerungsprotokoll. 

. Zahlungsverbot. 

Ueberweiſungsbeſchluß. 

. Abſchrift des Zahlungsverbotes und Ueberwei⸗ 

ſungsbeſchluſſes an den Schuldner. 

Benachrichtigung an den Schuldner über den 

Zuſtellungstag des Zahlungsverbotes. 

Sa. Abſchrift des Zahlungsverbotes an den Gläu⸗ 


ger. 
Vorläufiges Zahlungsverbot. f 


den Schuldner. 
Melderegiſter. 

Abmeldeſchein. 
Anmeldeſchein. 
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Nr. 35. Urliſten für Schöffen oder Geſchworene. 

Nr. 36a. 1 Behandlungsſchein für Kriegshinter⸗ 
iebene. ü 

Nr. 36b. e e ee für Kriegshinterblie⸗ 
ene. 

Abteilung A. 
a 5 Antrag auf Ausſtellung eines Waffenſcheines. 
9 

Nr. 3. Zeugnis zur Erlangung des Armenrechts. 

Nr. 4. Amtliche Nachrichten zur Aufnahme eines Gei⸗ 
ſteskranken uſw. in eine Anſtalt. 

Nr. 5. 1050 Nachrichten über einen Geiſteskranken 
um. 

Nr. 6. Antrag auf Erteilung eines Wandergemwerbe- 
ſcheines. 

Nr. 7. Perſonalbogen für den Antragſteller des Wan⸗ 
dergewerbeſcheines. 

Nr. 8. Perſonalbogen für die Begleitperſon. 

Nr. 9. Behördl. Beſcheinigung über den Antragſteller. 

Nr. 10. Kataſterblatt für die gewerbliche Anlage. 

Nr. 11. Führungsatteſt. 

Nr. 12. Strafverfügung. | 

Nr. 13. Verantwortliche Vernehmung. 

Nr. 14. Genehmigung zur Veranſtaltung einer Tanz⸗ 
luſtbarkeit. 

Nr. 15. Vorladung zur Vernehmung. 

Nr. 16. Urſprungszeugnis zur Einfuhr von Pferden 
nach Deutſchland. 

Nr. 16a. Urſprungszeugnis (für Märkte). 


17. Strafaktenbogen. 

18. Paßverlängerungsſchein. 

. 18a. Unfallanzeigen. 

19. Unfallunterſuchungs⸗Verhandlungen. 
. 20. Bauerlaubnis. 

. 20a. Todesbeſcheinigung. 

.21. Beerdigungsſchein. 


Für Schiedsmänner: 
1. Vorladung für den Kläger. 
2. Vorladung für den Verklagten. 
3. Atkeſt. 


Die Herren Amts⸗ und Gemeindevorſteher werden 
gebeten, bei Beſtellung ſtets die Abteilung und Nummer 
anzugeben. 
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R. Pech & W. Richert, Neuteich. 


ernſprechverzeichniſſe 


für Neuteich und Umgegend zu haben bei 


Pech & Richert, Tel. 308. 
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